
 

  

S 17 R 236/15

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Detmold
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 17
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 17 R 236/15
Datum 23.11.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 BA 6/18
Datum 10.06.2020

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die Beigeladenen zu 1) bis 3) in der Zeit des
PrÃ¼fzeitraumes vom 01.01.2009 bis 31.12.2012 aufgrund ihrer TÃ¤tigkeit fÃ¼r die
KlÃ¤gerin versicherungspflichtig in der gesetzlichen Rentenversicherung sowie nach
dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung waren.

Die KlÃ¤gerin betreibt eine Apotheke in M und beschÃ¤ftigte in diesem
Zusammenhang auch die Beigeladenen.

In der Zeit vom 15.05.2013 bis 10.06.2014 fÃ¼hrte die Beklagte eine
BetriebsprÃ¼fung bei der KlÃ¤gerin durch. Mit Bescheid vom 10.06.2014 stellte die
Beklagte fest, dass die tÃ¤tig gewordenen Beigeladenen in den jeweils
aufgefÃ¼hrten ZeitrÃ¤umen in einem abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
gestanden hÃ¤tten und der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Sozialversicherung unterlegen hÃ¤tten. Die Beigeladene zu 1) in den
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ZeitrÃ¤umen vom 23.03.2010 bis 26.03.2010, vom 06.11.2010 bis 20.11.2010, vom
17.03.2011 bis 02.04.2011, vom 27.06.2011 bis 02.07.2011, vom 31.10.2011 bis
12.11.2011, vom 22.03.2012 bis 31.03.2012. Die Beigeladene zu 2) in den
ZeitrÃ¤umen vom 23.11.2011 bis 24.11.2011, vom 17.03.2012 bis 21.03.2012, vom
20.04.2012 bis 21.04.2012, vom 30.04.2012 bis 30.04.2012, vom 01.06.2012 bis
02.06.2012, vom 02.07.2012 bis 07.07.2012, vom 22.08.2012 bis 31.08.2012, vom
02.11.2012 bis 05.11.2012 , vom 21.11.2012 bis 21.11.2012, vom 30.11.2012 bis
30.11.2012. Der Beigeladene zu 3) im Zeitraum vom 07.09.2011 bis 10.09.2011.

Mit diesem Bescheid forderte die Beklagte aus den getroffenen Feststellungen
insgesamt 1.568,31 Euro nach und zwar BeitrÃ¤ge zur Kranken-, Renten-, Pflege-
und Arbeitslosenversicherung, UmlagebeitrÃ¤ge nach dem
Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) sowie Insolvenzgeldumlage. In dieser
Nachforderung waren SÃ¤umniszuschlÃ¤ge in HÃ¶he von 292,00 Euro enthalten.
Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die Beklagte aus, dass die Beigeladenen zu 1) bis 3) in
den im Bescheid angegebenen ZeitrÃ¤umen bei der KlÃ¤gerin abhÃ¤ngig
beschÃ¤ftigt gewesen und nicht selbstÃ¤ndig tÃ¤tig gewesen seien und somit
BeitrÃ¤ge zu den oben genannten Zweigen der Sozialversicherung zu entrichten
gehabt hÃ¤tten.

Gegen diesen Bescheid erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch und fÃ¼hrte aus, dass die
Vertretung durch die Beigeladenen zu 1) bis 3) lediglich in der Urlaubszeit gewesen
sei, was als gewichtiger Umstand fÃ¼r das Vorliegen einer selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit spreche. Das Nichtvorhandensein einer eigenen Praxis oder die fehlende
Beteiligung schlieÃ�e eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit nicht aus. Auch hÃ¤tten die
eingesetzten Beigeladenen zu 1) bis 3) die Rechtsmacht gehabt, Personal
einzustellen oder zu kÃ¼ndigen, die Ã�ffnungszeiten der Apotheke zu verÃ¤ndern
oder die Verkaufspreise zu gestalten. Im Ã�brigen verweist die KlÃ¤gerin auf ein
Urteil des BSG vom 27.05.1959 (3 RK 18/55 â�� BSGE 10, 41).

Im Rahmen des Widerspruchsverfahrens wurden die betroffenen Beigeladenen zum
Sachverhalt befragt. Hinsichtlich ihrer Aussagen wird Bezug genommen auf den
Inhalt der Verwaltungsakten.

Mit Widerspruchsbescheid vom 05.02.2014 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die Beklagte fÃ¼hrte aus, dass die Beigeladenen zu 1) bis
3) gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt waren, den Weisungen der KlÃ¤gerin
unterlegen hÃ¤tten und in gewisser Weise in die Arbeitsorganisation des Betriebes
eingegliedert gewesen wÃ¤ren. Die Beklagte fÃ¼hrt aus, dass die Beigeladenen zu
1) bis 3) wÃ¤hrend der Abwesenheit der KlÃ¤gerin durch Urlaub oder Krankheit im
Betrieb eingesetzt wurden und wÃ¤hrend der Vertretungszeit die laufenden
Aufgaben eines Apothekers Ã¼bernommen hÃ¤tten und den Betrieb fortgefÃ¼hrt
hÃ¤tten.

Die Apothekervertreter hÃ¤tten grundsÃ¤tzlich wÃ¤hrend der Betriebszeiten in der
Apotheke anwesend sein mÃ¼ssen. Auch hatten sie ausschlieÃ�lich die
vorhandenen Mittel in der Apotheke zu nutzen, um den Betrieb fortzufÃ¼hren.
Ohne die von der KlÃ¤gerin bereit gestellten Mittel wÃ¤ren die Beigeladenen zu 1)
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bis 3) nicht in der Lage gewesen, die Vertretung durchzufÃ¼hren. Die Tatsache,
dass die KlÃ¤gerin die Beigeladenen zu 1) bis 3) in der Erwartung eingestellt habe,
dass sie selbstÃ¤ndig arbeiten konnten und sie insoweit auch freie
GestaltungsmÃ¶glichkeit hatten, spreche nicht gegen die Annahme einer
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung. Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG
kÃ¶nne die AbhÃ¤ngigkeit in GrenzfÃ¤llen auch allein durch die Eingliederung in
den Betrieb gekennzeichnet sein. Die Weisungsgebundenheit verfeinere sich in
solchen FÃ¤llen zur funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess.

Auch hÃ¤tten die Beigeladenen zu 1) bis 3) kein Unternehmerrisiko getragen. Sie
hÃ¤tten kein eigenes Kapital zur VerfÃ¼gung stellen mÃ¼ssen. Sie erhielten einen
im Vorfeld vereinbarten festen Stundenlohn fÃ¼r die jeweils geleisteten Dienste
und erhielten ihre VergÃ¼tung unabhÃ¤ngig davon, ob sie viel oder wenig Umsatz
gemacht haben und welche Aufwendungen sie hatten, diesen Umsatz zu erzielen.
Die von der KlÃ¤gerseite angefÃ¼hrte Rechtsprechung wird von der Beklagten
nicht als einschlÃ¤gig erachtet.

Die KlÃ¤gerin hat am 09.03.2015 Klage beim Sozialgericht Detmold erhoben.

Die KlÃ¤gerin ist der Auffassung, dass die Beigeladenen zu 1) bis 3) in den
streitigen ZeitrÃ¤umen selbstÃ¤ndig tÃ¤tig gewesen seien. Es wird auf das
umfangreiche klÃ¤gerische Vorbringen Bezug genommen.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Bescheid der Beklagten vom 10.06.2014 in der Gestalt des Wider-
spruchsbescheides vom 05.02.2015 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte beruft sich auf ihre AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid und
trÃ¤gt zusÃ¤tzlich vor, dass im vorliegenden Fall ausschlieÃ�lich auf
sozialversicherungsrechtliche Vorschriften des Sozialgesetzbuches sowie die
Rechtsprechungen der Sozialgerichte abgestellt werden mÃ¼sse, nicht jedoch auf
apothekenrechtliche Vorschriften. Jeder Einzelfall sei nach sozialrechtlichen
Vorschriften und deren Ausgestaltung durch Rechtsprechung der Status des
Auftragnehmers zu prÃ¼fen, der Wille der Parteien sei dabei nicht maÃ�geblich. In
jedem Einzelfall mÃ¼ssten die GesamtumstÃ¤nde berÃ¼cksichtigt werden wobei
auch die AusÃ¼bung von Diensten hÃ¶herer Art die Feststellung eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses nicht ausschlieÃ�en kÃ¶nne. Leitende Angestellte
mit einem sehr groÃ�en Entscheidungsspielraum seien nicht zwangslÃ¤ufig als
SelbstÃ¤ndige einzustufen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte und die Verwaltungsakten der Beklagten, die Gegenstand der
mÃ¼ndlichen ErÃ¶rterung am 23.08.2017 gewesen sind, Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet.

Der angefochtene Bescheid der Beklagten vom 10.06.2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 05.02.2015 ist rechtmÃ¤Ã�ig und beschwert die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 Satz 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG).

Zu Recht hat die Beklagte die Versicherungspflicht der Beigeladenen zu 1) bis 3) in
der Rentenversicherung und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung fÃ¼r ihre
TÃ¤tigkeiten bei der KlÃ¤gerin in den im Tatbestand genannten ZeitrÃ¤umen
festgestellt und demgemÃ¤Ã� die nachgeforderten SozialversicherungsbeitrÃ¤ge
und BeitrÃ¤ge zur Umlage der Arbeitgeber nebst SÃ¤umniszuschlÃ¤gen
zurÃ¼ckgefordert.

Grundlage des angefochtenen Bescheides ist Â§ 28 p Sozialgesetzbuch (SGB) IV,
nach dem die TrÃ¤ger der Rentenversicherung im Rahmen der BetriebsprÃ¼fung
gegenÃ¼ber den Arbeitgebern Regelungen zur Versicherungspflicht und zur
BeitragshÃ¶he in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem
Recht der ArbeitsfÃ¶rderung treffen. Sie treffen in diesem Rahmen auch
Regelungen zur Umlagepflicht und zur UmlagehÃ¶he fÃ¼r den Ausgleich der
Arbeitgeberaufwendungen bei Krankheit und Mutterschaft sowie zur
Insolvenzgeldumlage.

Nach den Vorschriften der einzelnen Versicherungszweige unterliegen Personen, die
gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind, der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Sozialversicherung; in der Krankenversicherung nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V, in der
Pflegeversicherung nach Â§ 20 Abs. 1 Nr. 1 SGB XI, in der Rentenversicherung nach 
Â§ 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI und in der Arbeitslosenversicherung nach Â§ 25 Abs. 1 SGB
III.

BeschÃ¤ftigung ist nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV die nicht selbstÃ¤ndige Arbeit,
insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Die Worte "nicht selbstÃ¤ndige Arbeit"
umschreiben das persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis, in dem sich ein
Arbeitnehmer zu seinem Arbeitgeber befindet. Anhaltspunkte fÃ¼r eine
BeschÃ¤ftigung sind nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB IV sind eine TÃ¤tigkeit nach
Weisungen und eine Eingliederung in die

Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. Weisungen kÃ¶nnen z. B. Zeit, Dauer, Ort
und Art der ArbeitsausfÃ¼hrung betreffen.

Eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit dagegen ist nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts vornehmlich durch das eigene Unternehmerrisiko, das
Vorhandensein einer eigenen BetriebstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber
die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und
Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt oder selbstÃ¤ndig
tÃ¤tig ist, hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale Ã¼berwiegen. MaÃ�gebend ist das
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Gesamtbild der Arbeitsleistung.

Ob die Arbeitnehmereigenschaft oder eine SelbstÃ¤ndigkeit vorliegt, hÃ¤ngt von
den UmstÃ¤nden des Einzelfalles ab. Entscheidend ist, welche Merkmale
Ã¼berwiegen; dabei ist nicht allein auf vertragliche Vereinbarungen bzw. auf den
Willen der betroffenen Parteien abzustellen, vielmehr gilt, dass die tatsÃ¤chlichen
Gegebenheiten immer ausschlaggebend sind. Denn hÃ¤ufig werden
BeschÃ¤ftigungen nach auÃ�en als selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit dargestellt, die in der
tatsÃ¤chlichen Ausgestaltung jedoch abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigungen sind.

FÃ¼r die jeweiligen BeschÃ¤ftigungszeiten der Beigeladenen zu 1) bis 3) wurde zu
Recht festgestellt, dass sie versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt worden sind.

Einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde sieht das Gericht gemÃ¤Ã� 
Â§ 136 Abs. 3 SGG ab, weil es sich der BegrÃ¼ndung des Widerspruchsbescheides
vom 05.02.2014 anschlieÃ�t.

ZusÃ¤tzlich weist das Gericht darauf hin, dass ein Arbeitgeber, der Personen fÃ¼r
den Betrieb seiner Firma einsetzt, die Pflicht hat, den sozialversicherungsrechtlichen
Status der betreffenden Person vorausschauend zu klÃ¤ren. Hinsichtlich der Frage,
ob die einzusetzende Person als SelbstÃ¤ndiger oder als Arbeitnehmer im
sozialversicherungsrechtlichen Sinne einzustufen ist, hat er dazu die MÃ¶glichkeit,
die jeweilige gesetzliche Krankenkasse bzw. die bei der Deutschen
Rentenversicherung Bund ansÃ¤ssige Clearingstelle zu kontaktieren, um sich dort
eine entsprechende Entscheidung einzuholen. Sofern der Arbeitgeber die
sozialversicherungsrechtliche Beurteilung selbstÃ¤ndig ohne Hinzuziehung der
zustÃ¤ndigen SozialversicherungstrÃ¤ger vornimmt, hat

er das Risiko der billigenden Inkaufnahme einer gegebenenfalls unterbleibenden
Beitragszahlung in Folge einer Fehlbeurteilung zu tragen.

Im Ã�brigen weist das Gericht darauf hin, dass ein Apothekervertreter quasi als
BevollmÃ¤chtigter des eigentlichen Apothekenbetreibers auftritt. Er vertritt diesen
vor den Kunden, wobei er hinsichtlich seines originÃ¤ren pharmazeutischen Wissens
und seiner darauf basierenden Entscheidung â�� wie jeder Arzt in seiner
originÃ¤ren Ã¤rztlichen medizinischen TÃ¤tigkeit auch â�� fÃ¼r den Zeitraum der
Vertretung frei und eigenverantwortlich ist. Dies ergibt sich auch aus den Aussagen
der Beigeladenen zu 1) und 2) im nichtÃ¶ffentlichen ErÃ¶rterungstermin am
21.08.2017. Allerdings fÃ¼hrt diese frei verantwortliche TÃ¤tigkeit in Bezug auf
eine sichere und schnellstmÃ¶gliche Versorgung mit Arzneimitteln bzw. in Bezug
auf das Kombinieren mehrerer Medikamente und die Weisungsbefugnis
gegenÃ¼ber Angestellten nicht dazu, hier eine SelbstÃ¤ndigkeit im Sinne der
Sozialversicherung anzunehmen. Vielmehr waren die Beigeladenen zu 1) bis 3)
hinsichtlich aller sonstigen UmstÃ¤nde, wie z. B. Ã�ffnungszeiten, wirtschaftlichen
Entscheidungen im Zusammenhang mit dem Betrieb der Apotheke oder der
FÃ¼hrung des Personals den Weisungen des eigentlichen Betreibers unterlegen.

Auch haben die Beigeladenen zu 1) bis 3) kein Unternehmerrisiko getragen, denn
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sie waren weder an der Unterhaltung der RÃ¤umlichkeiten der Apotheke noch an
den Personalkosten beteiligt. Sie waren auch nicht an die Gewinn- und
Verlustrechnungen der Apotheke gekoppelt. Die Beigeladenen standen wÃ¤hrend
der streitigen ZeitrÃ¤ume nicht auf AugenhÃ¶he mit der KlÃ¤gerin.

Die Klage war somit abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

Erstellt am: 01.10.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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